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Allgemeine Chronik

Sozialpolitik

Soziale Gruppen

Familienpolitik

Gegen das revidierte Scheidungsrecht wurde das Referendum ergriffen. Das Komitee
”Pro Ehe und Familie”, dem vor allem Mitglieder der Katholischen Volkspartei Schweiz
angehören, begründete seinen Schritt damit, dass das neue Gesetz einen Angriff auf
den Kern von Familie und Ehe darstelle. Ihm schloss sich, wenn auch aus ganz anderen
Gründen, eine ”Trägerschaft Scheidungsrecht nein” an, die sich vornehmlich aus der
”Interessengemeinschaft geschiedener und getrennter Männer” rekrutierte: diese
Gruppierung hatte sich vehement dafür eingesetzt, dass das gemeinsame Sorgerecht
für die Kinder zur Regel werde und sah sich nun in ihren Erwartungen entäuscht. Trotz
ihrer recht unterschiedlichen Standpunkte schlossen sich die beiden Trägerschaften
Ende August zusammen; Rückhalt fanden sie bei der EDU und dem Neuen Rütlibund.
Anfangs Oktober gab das Komitee die Unterschriftensammlung mangels Unterstützung
auf. Da die Situation nun geklärt war, beschloss der Bundesrat, das neue Gesetz auf den
1.1.2000 in Kraft zu setzen. 1

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 15.12.1998
MARIANNE BENTELI

Parteien, Verbände und Interessengruppen

Parteien

Andere Parteien

Ein Komitee «Pro Familie und Ehe», dem vor allem Mitglieder der Katholischen
Volkspartei Schweiz (KVP) angehörten, ergriff das Referendum gegen das revidierte
Scheidungsrecht. Das Referendumskomitee, an dessen Spitze KVP-Präsident Lukas
Brühwiler stand, begründete diesen Schritt damit, dass das neue Gesetz einen Angriff
auf den Kern von Ehe und Familie darstelle. Das Referendum kam allerdings mit bloss
30'000 gesammelten Unterschriften nicht zustande. Ferner unterstützte die KVP das
Referendum gegen die Revision des Invalidenversicherungsgesetzes; sie stiess sich an
der Abschaffung der Viertelsrente. Parteipräsident Brühwiler wurde am Parteikongress
der KVP in Olten für zwei weitere Jahre im Amt bestätigt. 2
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1) Presse vom 15.12.98.; Presse vom 15.7., 27.7., 28.7. und 17.10.98; NZZ, 28.8.98; TA, 10.10. 98.
2) Presse vom 15.7. und 28.7.98; NZZ und TA, 10.10.98; NZZ, 21.7. und 9.11.98
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